
nur S. 7 ff.Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!

Ja ) 
Ja ^

Für die Amtliche Sammlung! Nein

Gesetz: TVG § 1 Tarifverträge: Banken; Manteltarifvertrag für
das private ßankgewerbe und die öffentlichen Banken in 
der Fassung vom 1. Juli 1974- (MTV Banken) § 16; BGB 
§ 616; ZPO §§ 253, 256, 3o8, 313, 322, 525, 888

1. In den Fällen des § 16 Abs. 2 MTV Banken besteht keine 
Pflicht des Arbeitgebers zur EntgeltfortZahlung. Eine 
solche ergibt sich auch nicht unmittelbar aus § 616 BGB

2. Einen Freisteilungsansprueh nach § 16 Abs. 2 MTV 
Banken haben nur die Inhaber besonders bedeutungsvoller 
herausgehobener Positionen in ent scheidenden überört­
lichen gewerkschaftlichen Organen. Für gewerkschaft­
liche Ämter auf der untersten organisationsmäßig und 
satzungsmäßig erfaßten Ebene ist eine Freistellung 
danach nicht vorgesehen.

Leitsätze:

Aktenzeichen: 4- AZR 64o/76
Urteil des BAG vom 5* April 1978 LAG Rheinland-Pfalz
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4 AZR 640/76
2 Sa 13/76 Rheinland-Pfalz

Verkündet am 5. April 1978
gez. MiBler,
Angestellter 
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle In Sachen

PP*

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 5. April 1978 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Peiler und Dr. 
Röhsler sowie die ehrenamtliehen Richter Schulz-Rupp und 
Rudolf für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten werden die Urtei­
le des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom
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16. Juni 1976 - 2 Sa 13/76 - sowie des Ar­
beitsgerichts Kaiserslautern vom 12. August 
1975 - 2 Ca 779/75 - aufgehoben.
Die Klage wird abgewiesen.
Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Klä­
ger.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

Tatbestand;

Der Kläger ist Mitglied der Gewerkschaft Handel, Ban­
ken und Versicherungen im DGB. Die Beklagte gehört dem Ar­
beitgeberverband des Privaten Bankgewerbes e.V. an. Der 
Kläger stand in der Filiale K der Beklagten
in einem Beruf sau sb ildungsverhältnis. Im Frühjahr 1975 wur­
de er Vorsitzender des Bezirksjugendausschusses seiner Ge­
werkschaft im Bezirk W und damit zugleich sat­
zungsgemäßes Mitglied des Bezirksvorstandes des Bezirkes 
¥ , des Landesbezirksjugendausschusses sowie des
Bezirksverwaltungsausschusses der Gewerkschaft HBV.

Mit der Klage hat der Kläger die Beklagte auf Arbeits­
freistellung zur Teilnahme an Sitzungen der zuvor bezeich­
net en gewerkschaftlichen Gremien in Anspruch genommen. Da­
zu hat der Kläger vorgetragen, nach § 16 Abs. 2 des Tarif­
vertrages für das private Bankgewerbe und die öffentlichen 
Banken in der Fassung vom 1. Juli 1974- sei dieser Anspruch 
begründet. Seine gewerkschaftlichen Ämter stellten sich als 
"verantwortliche leitende Stellung" bei einer der tarifver­
tragsschließenden Gewerkschaften dar. Damit seien EntSchei­
dung s- und Beschlußaufgaben mit einem hohen Grade von per­
sönlicher, funktioneller und institutioneller Verantwortung 
gemeint. Derartige Funktionen würden innergewerkschaftlich 
keineswegs nur auf Bundes- und Landesebene wahrgenommen. 
Ohne Rücksicht auf Alter und Berufsstellung müsse dem akti-
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ven Gewerkschaftsmitglied Gelegenheit zur koalitionsgemäßen 
Betätigung in verantwortlichen und leitenden Positionen auf 
allen gewerkschaftlichen Ebenen gewährt werden. Das sei auch 
der Sinn und Zweck der zu seinen Gunsten anzuwendenden Ta­
rifnorm. Auch Tarifverträge anderer, vergleichbarer Sparten 
bestätigten die Richtigkeit seiner Rechtsauffassung. Weiter 
müsse neben Art. 9 Abs. 3 GG der Umstand berücksichtigt wer­
den, daß sich seine Gewerkschaft noch in der Entwicklung be­
finde und daher auf ehrenamtliche Mitarbeiter in besonderer 
Weise angewiesen sei. Demgemäß hat der Kläger die Feststel­
lung beantragt,

daß der Kläger von der Beklagten von der Arbeit 
ohne Entgeltminderung zu befreien ist, wenn er 
an Sitzungen des Verwaltungsvorstandes der Ge­werkschaft HBV, Bezirk W , des Sezirksju-
gendausschusses und des Landesbezirksaugendaus­
schusses der Gewerkschaft HBV von Rheinland-Pfalz 
teilzunehmen beabsichtigt, dies der Beklagten 
rechtzeitig mitteilt und er nicht mehr als vier 
aufeinanderfolgende Tage, im Kalenderjahr nicht 
mehr als 12 Tage, beansprucht.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und erwidert, 
als Gewerkschaftsmitglieder "in verantwortlicher leitender 
Stellung" seien nur Angehörige in gewerkschaftlichen Gremien 
auf Bundesebene sowie Angehörige der Tarifkommissionen anzu­
sehen. Dem entspreche auch eine ununterbrochene praktische.
TarifÜbung seit dem Jahre 1949. Auch die beteiligten Gewerk­
schaften hätten die Tarifnorm bisher nicht anders ausgelegt 
und angewandt. Zudem könne auf den jeweils untersten Organisa­
tionsebenen der Gewerkschaften jedenfalls von verantwortli­
cher und leitender Tätigkeit im tariflichen Sinne nicht ge­
sprochen werden. Auch aus einer bloßen Summierung gewerkschaft 
licher Ehrenämter könne der eingeklagte Anspruch nicht her­
geleitet werden.

Das Arbeitsgericht hat erkannt:

"Es wird festgestellt, daß der Kläger zu den in 
verantwortlicher leitender Stellung tätigen An-
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gestellten im Sinne des § 16 Abs. 2 MTV für 
das private Bankgewerbe und die öffentlichen 
Banken zu zählen ist.”

Den Streitwert hat das Arbeitsgericht auf 600,—  DM festge­
setzt. Das Landesarbeitsgericht hat bei unverändertem Streit­
wert die Berufung der Beklagten zurückgewiesen und die Revi­
sion zugelassen.

Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageab­
weisungsantrag weiter. Der Kläger beantragt Zurückweisung 
der Revision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist begründet. Sie führt zu der von der Be­
klagten beantragten Aufhebung der beiden vorinstanzlichen Ur­
teile sowie zur Abweisung der Klage.

Schon aus pro z eßrechtliehen Gründen bedürfen, wie auch 
die Revision zutreffend ausführt, die beiden vorinstanzlichen 
Urteile der Aufhebung. Dabei ist davon auszugehen, daß der 
Kläger ausweislich der Vorakten und insbesondere ausweislich 
des dafür nach § 314- Satz 2 ZPO maßgeblichen Sitzungsproto­
kolls vom 12. August 1975 (Bl. 29 der Vorakten) vor dem Ar­
beitsgericht den Antrag gestellt hat

"festzustellen, daß der Kläger von der Beklag­
ten von der Arbeit ohne Entgeltminderung zu 
befreien ist, wenn er an Sitzungen des Verwal­
tungsvorstandes der Gewerkschaft HBV, Bezirk 
W , des Be zirkajugendausschusses und
des Landesbezirksjugendausschusses der Gewerk­
schaft HBV von Rheinland-Pfalz teilzunehmen 
beabsichtigt, dies der Beklagten rechtzeitig 
mitteilt und er nicht mehr als vier aufeinan­
derfolgende Tage, im Kalenderjahr nicht mehr 
als 12 Tage, beansprucht."

Hierbei handelt es sich um eine nach § 253 ZPO wie auch nach 
§ 256 Abs. 1 ZPO n.P. unbedenklich zulässige allgemeine Pest­
stellungsklage. Zwar hätte der Kläger, insbesondere im Hin­
blick auf die gegebene Vollstreckungsmöglichkeit nach § 888
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ZPO, auch unmittelbar auf entsprechende Leistung klagen kön­
nen. Dieser Umstand ändert jedoch vorliegend nichts an der 
Zulässigkeit der von ihm erhobenen Peststellungsklage. Zahl 
und Umfang der Preisteilungsfälle sind nämlich nicht von 
vornherein absehbar; das Klagebegehren betrifft im übrigen 
auch ausschließlich die Zukunft. Die Beklagte hat zudem zu 
erkennen gegeben, daß sie sich auch an ein nicht der Voll­
streckung fähiges Peststellungsurteil gebunden fühlen würde.

Hingegen kann entgegen den Ausführungen des Landesar­
beitsgerichts die Zulässigkeit der vom Kläger erhobenen all­
gemeinen Peststellungsklage nicht damit begründet werden, 
daß seine Gewerkschaft am Prozeßergebnis im Hinblick auf spä­
tere TarifVerhandlungen ein besonderes Interesse habe. Dabei 
verkennt der Senat nicht, daß die Ergebnisse von Prozessen 
wie dem vorliegenden für die Tarifgestaltung durch die Ta­
rifvertragsparteien häufig große praktische Bedeutung haben 
und sogar bei der Normierung von tariflichen Bestimmungen 
Berücksichtigung finden. Diese geradezu zwangsläufige Wir­
kung der Prozeßergebnisse ändert jedoch nichts daran, daß 
für die Zulässigkeit einer individuellen Peststellungsklage 
nach § 256 Abs. 1 ZPO n.P. immer und ausschließlich ent­
scheidend ist, ob beim jeweiligen Kläger das rechtliche Inter­
esse im Sinne dieser Vorschrift besteht oder nicht. Abgese­
hen davon haben die Tarifvertragsparteien bei Zweifeln über 
die Auslegung tariflicher Normen immer die Möglichkeit der 
Erhebung einer entsprechenden Verbandsklage, deren sich auch 
die Gewerkschaft HBV, der der Kläger angehört, vorliegend 
hätte bedienen können (vgl. Urteil des Senats vom 28. Septem­
ber 1977 - 4 AZR 446/76 -, [demnächst] AP Nr. 1 zu § 9 TVG 
19Ö9, auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung des Gerichts 
bestimmt).

Im übrigen kann vorliegend sowohl nach der Formulierung 
des Klageantrages als auch nach dem Sachvorbringen des Klä­
gers kein Zweifel über Inhalt und Ziel seiner Klage bestehen. 
Er verlangt damit die Feststellung der Verpflichtung der Be­
klagten, ihn zum Zwecke der Teilnahme an von ihm näher be-
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zeichneten Sitzungen gewerkschaftlicher Gremien bei Ent­
gelt sfortZahlung von der Arbeit freizustellen, womit die 
Klage entgegen den Andeutungen des Landesarbeitsgerichts 
auch in vollem Umfange den Bestimmtheitserfordernissen 
des § 253 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO entspricht.

Demgegenüber tenoriert jedoch das Arbeitsgericht:

"Es wird festgestellt, daß der Kläger zu 
den in verantwortlicher leitender Stel­
lung tätigen Angestellten i.S. des § 16 
Abs. 2 MTV für das private Bankgewerbe 
und die öffentlichen Banken zu zählen ist",

während es sich weder im Tenor noch in seinen EntSchei­
dung sgründen zu dem eigentlichen Klagebegehren äußert, 
nämlich zu der von den Parteien zur Entscheidung gestell 
ten Rechtsfrage, ob der Kläger von der Beklagten zu den 
im Klageantrag bezeichneten Sitzungen gewerkschaftlicher 
Gremien mit oder ohne EntgeltfortZahlung freizustellen 
ist.

Damit hat das Arbeitsgericht unter Verstoß gegen 
§ 308 Abs. 1 ZPO nicht über den vom Kläger gestellten Kla­
geantrag, sondern über eine abstrakte juristische Einzel­
frage bzw. ein materielles Anspruchselement in einer den 
Gerichten grundsätzlich nicht erlaubten Art und gleich­
sam im Sinne eines Rechtsgutachtens entschieden (vgl. 
BVerfGE 2, 79 [86] und 4, $58 [$6$]; BGHZ 22, 4$ [47]; 
Baumbach-Lauterbach, ZPO, 35. Aufl., § 256 2 C; Stein- 
Jonas, ZPO, 19. Aufl., § 256 II 1 c sowie Thomas-Putzo, 
ZPO, 9. Aufl., § 256 Anm. I 3 b). Dieser Verstoß des Ar­
beitsgerichts gegen § 308 Abs. 1 ZPO, den mit Recht die 
Revision rügt, ist von Amts wegen auch in der Revisions­
instanz zu beachten (vgl. BAG 23, 146 [148] = AP Ur. 1 
zu § 308 ZPO mit weiteren Nachweisen).

Wie die Revision weiter mit Recht bemerkt und auch 
der Kläger nicht in Abrede stellt, hat auch das Landes-
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arbeitsgericht die unter Verstoß gegen § 308 Abs. 1 ZPO 
zustandegekommene Entscheidung des Arbeitsgerichts nicht 
etwa aufgehoben, sondern die dagegen gerichtete Berufung 
der Beklagten ausdrücklich zurückgewiesen und damit das 
arbeitsgerichtliche Urteil aufrechterhalten. Im übrigen 
stehen die Entscheidungsgründe des Landesarbeitsgerichts 
in seinem Tenor in Widerspruch (vgl. dazu BAG AP Mr. 9 zu 
§ 3^3 ZPO mit Anmerkung von Grunsky, auch zum Abdruck in 
der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt), weil es 
den Anspruch des Klägers nur teilweise für begründet hält, 
dies aber in seinem Tenor nicht anspricht. Auch führt das 
Lande sarbeit sgericht in seinen Ent sehe idungsgründen zunächst 
aus, der Kläger habe keinen Anspruch auf Freistellung bei 
Entgeltsfortzahlung; später wird das Gegenteil zumindest 
für rechtlich möglich gehalten. Alle diese materiellrecht­
lichen Erwägungen haben zudem im Tenor des angefochtenen Ur­
teils, obwohl das notwendig gewesen wäre, keinerlei Berück­
sichtigung und Ausdruck gefunden.

Mithin sind die beiden vorinstanzlichen Urteile unter 
Verstoß gegen § 308 Abs. 1 ZPO zustandegekommen, der sich 
angesichts des unverändert gebliebenen Klageantrages in 
der Berufungsinstanz zugleich als Verstoß gegen § 323 ZPO 
darstellt. Da zudem entweder wegen völligen Pehlens ent­
sprechender Erkenntnisse im Tenor oder wegen Widersprüch­
lichkeit zwischen Tenor und Entscheidungsgründen bzw. der 
Ent s ch e i dung sgründ e in sich nicht zu ersehen ist, was zwi­
schen den Parteien in Rechtskraft erwachsen ist (§ 322 Abs.
1 ZPO), bedarf es schon aus diesen prozessualen Gründen 
der Aufhebung beider vorinstanzlicher Urteile. Wegen der 
aufgezeigten Zweifel über die Reichweite der materiellen 
Rechtskraft dieser Urteile (vgl. dazu BAG AP Mr. 97 zu §§ 2 2, 
23 BAT im Anschluß an BAG 2 3, 343 £346] = AP Mr. 13 zu § 322  
ZPO sowie BAG AP Mr. 2 zu § 22 KO mit weiteren Machweisen) 
steht damit entgegen der Meinung der Beklagten auch das vol­
le Klagebegehren zur Entscheidung des Revisionsgerichts.
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Bei der materiellrechtlichen Beurteilung ist davon aus­
zugehen, daß zwischen den Parteien aufgrund beiderseitiger 
Tarifbindung der Manteltarifvertrag für das private Bankge­
werbe und die öffentlichen Banken in der Passung vom 1. Juli 
1974- (MTV Banken) zunächst nach § 3 Abs. 1 TVG, § 4- Abs. 1 
Satz 1 TVG unmittelbar und zwingend gegolten und nach dessen 
Kündigung seine als Tarifrecht außer Kraft getretenen Normen 
gemäß § 4- Abs. 5 TVG nachwirkend weitergegolten haben (vgl. 
BAG AP Nr. 8 zu § 4 TVG Nachwirkung, auch zum Abdruck in der 
Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt). Darin wird im ein­
zelnen in § 16 bestimmt:

"1. Arbeitnehmern, die öffentliche Ehrenämter 
bekleiden, ist zur Ausübung ihres Ehren­
amtes Arbeitsbefreiung zu gewähren, auch 
wenn dies nicht bereits gesetzlich vorge­
schrieben ist. Eine Anrechnung auf den Er­
holungsurlaub ist nicht zulässig.

2. Den in verantwortlicher leitender Stellung 
bei den vertragsschließenden Angestellten­
organisationen tätigen Arbeitnehmern ist zur 
Teilnahme an den Sitzungen in Gewerkschafts­
angelegenheiten Arbeitsbefreiung zu gewäh­
ren. Die Gesamtbeanspruchung darf nicht mehr 
als 4- aufeinanderfolgende Tage, im ganzen 
Jahr nicht mehr als 12 Tage umfassen. Eine 
Anrechnung auf den Erholungsurlaub ist nicht zulässig.

3. Arbeitsbefreiung unter Portzahlung des Gehal­
tes und ohne Anrechnung auf den Erholungsur­
laub ist ferner zu gewähren bei

eigener Eheschließung für 2 Arbeitstage,
Niederkunft der Ehefrau für 1 Arbeitstag,
Tod des Ehegatten für 2 Arbeitstage,
Tod der Eltern oder Kinder für 1 Arbeitstag,
Wohnungswechsel für 1 Arbeitstag,Wohnungswechsel aus dienst­
lichen Gründen für 2 Arbeitstage.M

Das Landesarbeitsgericht führt zunächst aus, jedenfalls 
habe ursprünglich nach dem im Tarifwortlaut erkennbaren Wil­
len der Tarifvertragsparteien zugunsten des Klägers keine 
Verpflichtung der Beklagten zur Arbeitsfreistellung bei Ent­
gelt sfort Zahlung bestanden. Nunmehr sei jedoch auch eine Ent­
gelt sfort zahlungspflicht der Beklagten rechtlich möglich, zu-
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mal sie in anderen Tarifwerken zu Lasten der Arbeitgeber in
vergleichbaren Fällen bestehe«

Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts, die ohne­
hin in seinem Tenor keine Berücksichtigung gefunden haben 
und zu denen es auch in seinen Entscheidungsgründen nicht 
eindeutig Stellung nimmt, sind rechtsfehlerhaft, wie die Re­
vision mit Recht bemerkt.

Dies bestätigt hinsichtlich der Frage der Entgeltszah­
lung spf licht schon der zur Tarifauslegung in erster Linie 
heranzuziehende, insoweit auch eindeutige Tarifwortlaut 
(vgl. Urteil des Senats vom 10. November 1976 - 4 AZR 486/75 - 
AP Nr. 1 zu § 1 TVG Tarifverträge: Brauereien, mit weiteren 
Nachweisen). Wenn danach nämlich einmal den Arbeitnehmern 
nach Maßgabe des Inhalts der Absätze 1 und 2 des § 16 MTV 
Banken zur Ausübung eines öffentlichen Ehrenamtes sowie zur 
Teilnahme an Sitzungen in Gewerkschaftsangelegenheiten ledig­
lich ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub "Arbeitsbefrei­
ung zu gewähren ist", während das in den im privaten Bereiche 
des Angestellten liegenden Fällen des Absatzes 3 ausdrück­
lich "unter Fortzahlung des Gehaltes" zu geschehen hat, so 
haben damit schon die Tarifvertragsparteien deutlich ihre 
Absicht bekundet, eine Entgeltsfortzahlungspflicht ausschließ­
lich in den Fällen des § 16 Abs. 3 MTV Banken eintreten zu 
lassen. Dem entspricht zudem auch der Sinn und Zweck der ta­
riflichen Regelung. Während nämlich bei der Ausübung öffent­
licher Ehrenämter für den ent spre ch end en Verdienstausfall des 
Angestellten Entschädigungen gezahlt werden (z.B. für ehren­
amtliche Richter nach § 2 Abs. 2 - 4  EhrRiG) und davon aus­
gegangen wird, daß eine vergleichbare Regelung auch bei der 
Ausübung gewerkschaftlicher Ehrenämter aufgrund innergewerk­
schaftlicher Regelung Platz greift, kommt bei den in § 16 
Abs. 3 MTV Banken geregelten Fällen für den Arbeitnehmer ein 
anderweitiger Ausgleich für sein entgehendes Arbeitsentgelt 
von dritter Seite nicht in Betracht.

Die demgegenüber vom Kläger, auch in der mündlichen Ver­
handlung vor dem Senat, erhobenen Einwendungen greifen nicht
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durch. Insbesondere kann er sich nicht darauf berufen, wie in 
anderen Tarifwerken ähnliche Fallgestaltungen geregelt sind.
Der MTV Banken kann nämlich nicht mittels anderer Tarifverträ­
ge bzw. dem Inhalt von Tarifverträgen anderer Berufssparten, 
zu denen weder eine rechtliche noch eine tatsächliche Bezie­
hung bzw. eine identische Tarifpraxis besteht, ausgelegt wer­
den (vgl. Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7. Aufl., 
Band II/1 S. 359). Entgegen der in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Senat vom Kläger geäußerten Auffassung kann die Ent­
gelt szahlungspf licht der Beklagten auch nicht unmittelbar 
aus § 616 Abs. 1 BGB hergeleitet werden. Zwar ist dort für die 
Fälle vorübergehender Verhinderung des Arbeitnehmers aus per­
sönlichen Gründen eine grundsätzliche Entgeltsfortzahlungs­
pflicht des Arbeitgebers bei Erfüllung der gesetzlichen Vor­
aussetzungen normiert. Der Kläger übersieht jedoch, daß § 616 
Abs. 1 BGB hinsichtlich der in § 16 MTV Banken erfaßten Le­
benssachverhalte dispositiven Charakter hat, so daß insoweit 
die Tarifvertragsparteien völlige Gestaltungsfreiheit dahin 
haben, den gesetzlichen Anspruch aus § 616 Abs. 1 BGB auszu­
schließen, zu erweitern, zu beschränken oder in sonstiger 
Weise zu modifizieren (vgl. BAG 9, 179 [181] = AP Nr. 23 zu 
§ 616 BGB sowie BAG AP Nr. 35 zu § 616 BGB; Hueck-Nipperdey, 
aaO, Band I S. 339; Nikisch, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 3*
Aufl., Band I S. 622; Wlotzke-Volze in Soergel-Siebert, BGB,
10. Aufl., § 616 Rdnr. 3 sowie Staudinger-Nipperdey-Mohnen,
BGB, 11. Aufl., § 616 Rdnr. 63 ff.). Demgemäß waren die Ta­
rifvertragsparteien in der Gestaltung des § 16 MTV Banken völ­
lig frei und konnten daher auch im Rahmen ihrer insoweit von 
gesetzlichen Vorschriften in keiner Weise beschränkten Rechts- 
setzungsbefugnis auch für die Fälle des § 16 Abs. 1 und 2 
MTV Banken eine Arbeitsfreistellung ohne und für die Fälle 
des Absatzes 3 eine solche mit Entgeltsfort za hlungspflicht 
des Arbeitgebers wirksam normieren. Etwas Gegenteiliges er­
gibt sich entgegen der Meinung des Klägers auch nicht aus der 
tariflichen Regelung über die Anrechnung der Freistellungs­
zeiten auf den Erholungsurlaub. Für alle drei Fälle der Ar­
beit sf reist ellung aus den Gründen des § 16 MTV Banken Abs.
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1 - 3  ist nämlich gleichermaßen von den Tarifvertragsparteien 
bestimmt worden, daß eine Anrechnung auf den Erholungsurlaub 
nicht statthaft sein soll. Dann aber kann daraus auch nichts 
für die Frage hergeleitet werden, in welchen Fällen eine 
Entgeltsfortzahlungspflicht des Arbeitgebers bestehen soll 
und in welchen nicht.

Zu der im Tenor der beiden vorinstanzlichen Urteile eben­
falls in keiner Weise zum Ausdruck kommenden Frage, ob und 
inwieweit die Beklagte dem Kläger als gewerkschaftlichem Amts­
träger nach § 16 Abs. 2 MTV Banken zur Freistellung zwecks 
Teilnahme an Sitzungen gewerkschaftlicher Gremien Arbeits­
freistellung zu gewähren hat, hat das Landesarbeitsgericht 
in seinen Entscheidungsgründen ausgeführt, "verantwortliche 
leitende" Tätigkeiten im tariflichen Sinne übten nur die Vor­
stände der Gewerkschaften aus. Daher könne die Tarifnorm 
auch nur für ehrenamtliche Vorstandsmitglieder herangezogen 
werden, wobei es jedoch rechtsunerheblich sei, auf welcher 
gewerkschaftlichen Ebene sie die Vorstandsmitgliedschaft in­
nehätten. Die Mitgliedschaft in gewerkschaftlichen Ausschüs­
sen könne demgegenüber die tariflichen Erfordernisse einer 
"verantwortlichen leitenden Stellung" nicht erfüllen. Damit 
falle der Kläger bezüglich seines Amtes als Mitglied des 
Bezirksvorstandes unter § 16 Abs. 2 MTV Banken, nicht jedoch 
bezüglich seiner weiteren gewerkschaftlichen Ehrenämter.

Diese Rechtsauffassung des Landesarbeitsgerichts ist 
nur teilweise zutreffend. Entgegen seiner Auffassung kann 
der Kläger aus § 16 Abs. 2 MTV Banken im Hinblick auf seine 
gewerkschaftlichen Ämter nämlich überhaupt keine Ansprüche 
herleiten. Freilich stößt die Auslegung des § 16 Abs. 2 MTV 
Banken bezüglich des begünstigten Personenkreises wegen der 
außerordentlich unbestimmten und ungenauen Fassung der Tarif­
norm auf große Schwierigkeiten. Insbesondere haben die Ta­
rifvertragsparteien weder näher ausgeführt noch auch nur an­
gedeutet, was sie unter einer"verantwortlichen leitenden 
Stellung bei den vertragsschließenden Angestelltenorganisa­
tionen" verstehen. Allein von ihrem Wortlaut her, auf den
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grundsätzlich bei der Tarifauslegung in erster Linie abzustel­
len ist (vgl. Urteil des Senats vom 10. November 1976 - 4 
AZE 486/76 -, AP Nr. 1 zu § 1 TVG Tarifverträge: Brauereien, 
mit weiteren Nachweisen), kann daher die Tarifnorm überhaupt 
nicht ausgelegt werden. Etwas anderes würde allenfalls dann 
gelten, wenn die Satzungen der am Abschluß des MTV Banken be­
teiligten Gewerkschaften bzw. wenigstens die Satzung der 
Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen, der der Klä­
ger als Mitglied angehört, ihrerseits näher bestimmen würden, 
was im Sinne des innergewerkschaftlichen Satzungsrechts unter 
einem "in verantwortlicher leitender Stellung" ehrenamtlich 
tätigen Gewerkschaftsmitglied zu verstehen ist, denn dann 
könnte seitens der Tarifvertragsparteien auf den entsprechen­
den Begriff der gewerkschaftlichen Satzungen zurückgegriffen 
worden sein (vgl. Urteil des Senats vom 22. März 1978 - 4 
AZE 612/76 -, zur Veröffentlichung im Nachschlagewerk vorge­
sehen, im Anschluß an BAG AP Nr. 2 zu § 1 TVG Tarifverträge: 
Papierindustrie,mit weiteren Nachweisen). Erschwerend kommt 
neben der Vielzahl der beteiligten und jeweils anders struk­
turierten und organisierten Gewerkschaften weiter hinzu, daß 
im Eechts- und Arbeitsleben unter "leitenden Stellungen" 
Tätigkeiten und Aufgaben ganz unterschiedlicher Art und Be­
deutung verstanden werden. So sind beispielsweise der "Lei­
tende Ministerialrat" des Beamtenrechts und der "leitende 
Angestellte" im Sinne des Betriebsverfassungsrechts (§ 5 
Abs. 3 BetrVG 1972) Inhaber herausgehobener, außerordentli­
eber Stellungen in der Behördenhierarchie bzw. im allgemei­
nen Wirtschafts- und Arbeitsleben mit unternehmerischen Teil­
aufgaben und einem beträchtlichen eigenen Entscheidungsspiel- 
raum (vgl. BAG AP Nr. 1 zu § 5 BetrVG 1972, auch zum Abdruck 
in der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt); andererseits 
gibt es Angestellte mit ausdrücklichen Leitungsfunktionen 
ausweislich der ent sprechenden tariflichen T ät igke i t sme rkma1e 
aber auch bereits in der VergGr. VI b BAT (vgl. dort Pall­
gruppen 10 und 17 a.P.). Ähnlich ist es mit dem ebenfalls 
sehr allgemeinen Begriff der "verantwortlichen Stellung", 
die es bereits in tariflichen Tätigkeitsmerkmalen für Arbei-
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ter gibt (vgl. Urteil des Senats vom 22. Februar 1978 - 4 
AZE 553/76 -» ebenfalls zur Veröffentlichung im Nachschla­
gewerk vorgesehen).

Aus diesen Gründen muß bei der Auslegung des § 16 Abs.
2 MTV Banken entscheidend auf den Sinn und Zweck der Tarif­
norm abgestellt werden, zumal aus ihrem GesamtZusammenhang 
ebenfalls zur Auslegung nichts hergeleitet werden kann. Der 
Sinn und Zweck der Tarifnorm geht aber, wie die Beklagte zu­
treffend bemerkt, ersichtlich dahin, nicht alle Inhaber ir­
gendwelcher leitender und verantwortungsvoller gewerkschaft­
licher Ehrenämter zu erfassen, sondern im Sinne einer gewis­
sen Beschränkung nur diejenigen besonders bedeutungsvoller,, 
herausgehobener Positionen in entscheidenden überörtlichen 
gewerkschaftlichen Organen.

Zu diesem Personenkreis gehört jedoch der Kläger jeden­
falls nicht. Bezüglich seines Ehrenamtes als Mitglied des 
Landesbezirksjugendausschusses begründet das das Landesar­
beitsgericht zutreffend damit, daß der Kläger insoweit jeden­
falls nicht eine besonders bedeutungsvolle, herausgehobene 
Position einnimmt, weil dem Landesbezirksjugendausschuß nach 
den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts und ausweislich 
der Gewerkschaftssatzung keine entsprechend gewichtigenAuf- 
gaben obliegen. Für alle übrigen Ehrenämter des Klägers kommt 
§ 16 Abs. 2 MTV Banken jedoch schon deswegen nicht in Be­
tracht, weil diese auf der untersten organisationsmäßig und 
satzungsmäßig erfaßten gewerkschaftliehen Ebene, nämlich der 
örtlichen Bezirksebene, ausgeübt werden (vgl. §§.2 und 9 ff» 
der Satzung der Gewerkschaft HBV Landesbezirk Eheinland-Pfalz 
Damit bedarf es vorliegend keiner Entscheidung über die Fra­
ge, ob, wie das Landesarbeitsgericht meint, § 16 Abs. 2 MTV 
Banken einen Freistellungsanspruch überhaupt nur für Vor­
standsmitglieder und nicht auch für die Mitglieder sonstiger 
gewerkschaftlicher Gremien begründet, sowie die weitere von 
den Parteien angeschnittene Frage, ob nur die Mitglieder ge­
werkschaf t schaf tlicher Gremien auf Bundesebene oder auch 
schon solche auf Landesebene in Betracht kommen.
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Demgegenüber greifen die von dem Kläger erhobenen Ein­
wendungen nicht durch. Der Senat verkennt keineswegs, daß es 
gewerkschaftliche Ehrenämter mit besonderer Bedeutung und Ver­
antwortung auf allen gewerkschaftlichen Ebenen und insbeson­
dere auch schon im lokalen Bereich gibt. Nur haben die Tarif­
vertragsparteien ersichtlich nicht allen Inhabern irgendwie 
bedeutungsvoller gewerkschaftlicher Ehrenämter in § 16 Abs. 2 
MTV Banken einen Kreistellungsanspruch gewähren, sondern die­
ses Recht auf einen herausgehobenen, beschränkten Personen­
kreis begrenzen wollen. Auch kann es nicht darauf ankommen, 
daß es sich bei der Gewerkschaft, der der Kläger angehört, -um 
eine solche handelt, die sich noch in der Entwicklung befindet 
und deswegen auf die ehrenamtliche Tätigkeit ihrer Mitglieder 
in besonderer Weise angewiesen ist. Weiter kann zur Tarifaus- 
legung auch nichts aus Art. 9 Abs. 3 GG gewonnen werden.

Auch die weiteren in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Senat vom Kläger vorgetragenen neuen Gesichtspunkte rechtfer­
tigen keine andere rechtliche Beurteilung. Im Gegensatz zur 
Auffassung des Klägers können der Satzung seiner Gewerkschaft 
gerade keine Auslegungskriterien entnommen werden, denn diese 
verwendet wie auch die Satzungen der übrigen beteiligten Ge­
werkschaften den Begriff eines "in verantwortlicher leitender 
Stellung" ehrenamtlich tätigen Mitglieds nirgendwo und lie­
fert dazu auch keine Anhaltspunkte. Auch kann die Auslegung 
von § 16 Abs. 2 MTV Banken entgegen der Meinung des Klägers 
bezüglich des Umfanges des erfaßten Personenkreises nicht et­
wa von der Präge abhängig gemacht werden, ob die Arbeitsfrei­
stellung mit oder ohne Entgeltsfortzahlung zu gewähren ist. 
Während nämlich die letztere Präge im Tarifvertrag eindeutig 
dahin geregelt ist, daß in den Fällen des § 16 Abs. 2 MTV Ban­
ken keine Entgeltsfortzahlungspflicht besteht, ist angesichts 
der unklaren, allgemeinen Abfassung des Tarifvertrages ledig­
lich zweifelhaft, welche gewerkschaftlichen Ehrenämter, zu 
deren Ausübung Arbeitsfreistellung ohne Entgeltsfortzahlung 
zu gewähren ist, von den Tarifvertragsparteien gemeint sind. 
Schließlich kann daher der Kläger auch nicht mit seiner Mei­
nung durchdringen, gemeint seien letztlich alle irgendwie be-
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achtenswerten gewerkschaftlichen Tätigkeiten in Sitzungen 
gleich welcher Art. Auch aus der Summierung gewerkschaftli­
cher Ehrenämter in seiner Person kann der Kläger, wie die 
Beklagte zutreffend bemerkt, keine Rechte im Sinne des § 16 
Abs. 2 MTV Banken herleiten.

Zutreffend weisen beide Parteien darauf hin, daß ange­
sichts der unklaren Passung von § 16 Abs. 2 MTV Banken hin­
sichtlich des begünstigten Personehkreises und der insoweit 
mangelnden Verwertbarkeit sonstiger Auslegungskriterien 
vorliegend der praktischen Tarifübung eine große rechtliche 
Bedeutung zukommt (vgl. Urteil des Senats vom 25. Januar 
1978 - 4 AZR 509/76 [demnächst] AP Hr. 10 zu § 611 BGB 
Croupiers, mit weiteren Nachweisen). Der Kläger behauptet 
jedoch selbst keine praktische Tarifübung, nach der Inha­
bern solcher gewerkschaftlicher Ehrenämter, wie er sie aus­
übt, üblicherweise Arbeitsfreistellung zu entsprechenden 
Sitzungen gewährt wird. Auch nach der von der Beklagten be­
haupteten und von zahlreichen Banken urkundlich bestätigten 
praktischen Tarifübung ist das nicht der Pall.

Die Ko st enent Scheidung beruht auf § 91 ZPO.

gez.: Dr. Neumann Dr. Röhsler Dr. Peiler

Schulz-Rupp Rudolf
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